
Stadt Ochtrup BESCHLUSSVORLAGE 
Der Bürgermeister 

 

Bauamt 

 

Ö F F E N T L I C H  DN.: 2018/0329 vom 28.08.2018 

 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsstatus 
 

   

Ausschuss für Planen und Bauen 12.09.2018 beschließend 

 
Sichtvermerke    

BM EB FB I  

    

 
Beratungsgegenstand 

Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 22 "Baugebiet Weinertor" 
hier: a) Antrag auf vereinfachte Änderung vom 20.07.2018 
b) Aufstellungsbeschluss gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 Baugesetz-
buch (BauGB) und öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 BauGB 

 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Dem Antrag auf vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 22 vom 20.07.2018 wird zu-

gestimmt. 
 
2. Der Ausschuss für Planen und Bauen beschließt gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1 BauGB, die 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 22 „Baugebiet Weinertor“ der Stadt Ochtrup im vereinfach-
ten Verfahren gemäß § 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufzustellen.  

 
Die gemäß § 13 Abs. 2 Ziffer 2 und 3 BauGB erforderliche Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt 
durch Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange durch Einholung von Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 
BauGB. 

 
Wesentliches Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Verschiebung einer Baugrenze zur Rea-
lisierung eines Bauvorhabens. 

 
Der Geltungsbereich ist im anliegenden Plan gekennzeichnet und umfasst das Flurstück 440, 
Flur 65, Gemarkung Ochtrup. 

 
Der Bebauungsplan Nr. 22 soll in der Weise vereinfacht geändert werden, dass die rückwärtige 
Baugrenze entlang der Horststraße um 1,65 m in nördliche Richtung verschoben wird. 

 
Sachdarstellung: 
 
Mit dem beigefügten Antrag wird die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 22 beantragt, um eine 
Bebauung auf dem derzeit als Parkplatz genutzten Eckgrundstück Bahnhofstraße/Horststraße rea-
lisieren zu können. 
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Umweltrelevanz: 
 
Durch die Änderung des Bebauungsplanes sind keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwar-
ten. 
 
Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
Die Kosten des Bauleitplanverfahrens sind vom Antragsteller zu tragen. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Entfällt. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
 
Auf den Versand aller Anlagen in Papierform wird aus Umweltschutzgründen verzichtet. Die rele-
vanten Unterlagen (Pläne, Berichte, Gutachten u.ä.) wurden der Vorlage im Internet beigefügt und 
stehen in der Sitzung zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
Korten 
 
 


